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Besinnung im rechten Augenblick 
Wie wurden die Massnahmen der Fürstlichen Regierung gegen die zunehmende Ueber-
fremdung unseres Landes v o n  der Bevölkerung und v o n  der Arbeiterschaft aufgenom
men. Die neuesten Schritte unseres Schweizer Nachbarlandes bestätigen die Haltung 

Liechtensteins in dieser wichtigen Frage 

|w.) Die Massnahmen de r  Fürstl ichen Regierung zum 
Problem de r  zunehmenden Ueberfremdung unseres  
Landes riefen verschiedene Reaktionen seitens de r  
Bevölkerung u n d  namentl ich der  einzelnen Wir t 
schaftsgruppen auf d e n  Plan. Teilweise wurden  
diese Schritte begrüsst,  teilweise verurtei l t  und  na-
tuigemäss v o n  d e n  verschiedenen sozialen Grup
pen unterschiedlich aufgenommen. Die l iechtenstei
nischen Vorschriften übe r  d e n  Zuwachs von  Fremd
arbeitern in unserem kleinen Lande u n d  die dami t  
verbundene Einschränkung wurde  in einem Tei l  
der europäischen Presse kommentier t  und  fast  aus
schliesslich positiv beurteilt.  Eine Deutsche Wir t 
schaftszeitung nann te  das  Vorgehen  de r  Regierung 
äusserst mutig  u n d  bewunder te  d ie  liechtensteini
sche Haltung, die selbst  in Zei ten de r  Hochkonjunk
tur nicht davor  zurückschrecke,  die wirtschaftliche 
Hochblüte i n  gesunda  u n d  solide Bahnen zu lenken.  

In der Tat  ist es  wichtig, s ich nach  dem Prinzip 
«Spare in der  Zeit, so has t  d u  in de r  Not», a n  spä
tere eventuell wirtschaftlich weniger  günst igere 
Zeiten zu erinnern u n d  d e m  wirtschaftlichen Gefüge 
des Staates eine gesunde  Grundkonzeption z u  ve r 
leihen. 

Von 17 200 Einwohnern leben in unserem Lande 
4 900 Ausländer, abgesehen v o n  2 000 Grenzgängern,  
die hier in unserem Lande ihr  Brot verdienen. Der  
Zuwachs der  einheimischen Bevölkerung bet rug In 
den letzten 10 J a h r e n  rund  1 450 Personen, während  
der Zuwachs a n  Ausländern  in d e r  gleichen Zeit  
rund 1 423 Personen, also fast gleichviel ausmachte.  
Diese Zahlen erscheinen im ers ten  Augenblick nicht  

Die neuen Verkehrsregeln 
Gut u n d  regelmässig beleuchtet? 

Jeden Tag wird  d e r  Polizei, den  Verkehrsverbän-
den, Briefkästenonkeln oder  anderen  Auskunftsper
sonen die Frage gestellt ,  w a n n  mit. Standlichtern 
gefahren werden müsse. Art .  31 der  Verordnung 
über die Strassen Verkehrsregeln besagt  h ierüber :  
"Beim Fahren sind z u  ve rwenden  auf gu t  und  gleich-
massig beleuchteten Strassen innerorts  und äusser
e s  die Standlichter». W a s  heisst  gut  und regel
mässig beleuchtet? Es gibt  darauf  bis heute  al le 
möglichen (zum Teil auch  unmöglichen!) Antworten,  
jedoch sind n u r  dre i  davon  brauchbar .  

Eine Strasse k a n n  dann  a ls  «gut u n d  gleichmässig 
beleuchtet» angesprochen werden,  w e n n  für ein nor
males Auge tageslichtähnliche Verhältnisse herr 
schen. Weit  e indeut iger  ist  a b e r  das  nächste Krite
rium, nämlich dass m a n  j eden  Verkehrstei lnehmer 
oder Vorgang auf e ine  Distanz von  mindestens 100 m 
leicht u n d  eindeutig e rkennt .  Schliesslich gibt  e s  
eine einfache Methode,  u m  z u  prüfen, ob e ine  
Strasse gut u n d  gleichmässig beleuchtet  sei. W i r d  
von Standlicht auf  Abblendlicht  umgeschaltet,  ohne  
dass daraus i rgendeine Aufhellung d e r  Fahrbahn 
'esultiert, darf Standlicht  als  genügend bet rachte t  
Verden. Der Automobilist  t u t  aber  sicher gut  daran,  
namentl ich beim Abbiegen in weniger  gu t  beleuch
tete Strassen unverzüglich auf  das  bisher übl iche  
Abblendlicht zu schalten. M a n  muss nämlich nicht  
n u r  s e h e n ,  sondern auch  gesehen  werden! BfU 

sehr  dramatisch,  stellen abe r  e ine  akute  Gefahr für 
d ie  Erhaltung unserer  l iechtensteinischen Eigenart,  
da r .  

N o c h  deut l icher  sprechen die Zahlen in unse re r  
Industrie, w o  heu te  noch lediglich 42°/o der  Beleg
schaften Liechtensteiner sind. M e h r  als 57% unse re r  
Industriebelegschaften s ind Ausländer,  wovon 3 4 %  
auf Grenzgänger entfallen. W e n n  wir  nun  von  den  
23% d e r  hier  wohnhaften Ausländer  in  de r  Indu
strie absehen, und  uns  vorwiegend mit den  3 4 %  
Grenzgängern befassen, ergibt  sich allein da raus  
schon ein bedenkliches Bild. Es ist bekannt, dass  
sich die l iechtensteinische Industrie, die heu te  a l s  
Basis unserer  Wirtschaft  gilt, lediglich durch d a s  
Exportgeschäft entwickeln und  erhal ten kann. Un
sere  Industr ie  ist also ausschliesslich vom auslän
dischen Mark t  abhängig u n d  noch  mehr, sie ist a u c h  
auf d ie  ausländischen Arbeitskräfte  angewiesen.  

Geringe Umstellungen im Ausland hätten in 
kurzer Zeit die Abwanderung der Grenzgänger 
zur Folge, was  ebenfalls in kürzester Zeit e inen 
radikalen Niedergang der Leistungsfähigkeit 
unserer Industrie bedeuten würde. 

Da es  bei uns Betriebe gibt, in denen  die Zahl der  
Grenzgänger  m e h r  als 40% der  gesamten Beleg
schaft ausmacht,  könnten  solche Umschichtungen 
g a r  zum teilweisen Zusammenbruch dieser Betriebe 
führen. 

Die Regierung will mit den getroffenen Mass
nahmen den derzeitigen Stand auf dem Arbeits-
markt unseres Landes, der w i e  wir eben fest
stellten, keineswegs als stabil angesehen w e r d e n  
darf, durchaus nicht einschränken, sondern eine 
weitere Abhängigkeit, die sich durch noch 
grössere Zuwanderungen ergeben würde, ver
hindern. Die neuen Vorschriften, die vorläufig 
aui zwe i  Jahre beschränkt sind, wurden also aus
schliesslich im Interesse der liechtensteinischen 
Wirtschaft und sowohl der liechtensteinischen, 
als  auch der ausländischen Arbeitskraft erlas
sen. 

Die derzeitige überaus  hohe Zahl an ausländischen 
Arbeitskräften soll beibehal ten werden  und abwan
dernde  ausländische Arbei tskräf te  können jederzeit  
durch neue  Ausländer  ersetzt  werden .  

M a n  ers ieht  daraus,  dass  die erlassenen Vor
schriften, die momentan teilweis har t  erscheinen 
mussten, schlussendlich d e r  Rationalisierung und 
Stabilisierung unserer  Wirtschaft  dienen. Eine Ex
pansion im gesunden Rahmen ist  trotzdem weiterhin 
gewährleis tet  und  die er laubte  Zuwachsquote von  
Ausländern d e n  gegebenen Verhältnissen ange-
passt. Nach  den  neuen  Vorschrif ten darf  de r  Zu
wachs a n  Ausländern  pro J a h r  nicht  höher  se in  als 
25 % des  natürl ichen l iechtensteinischen Zuwachses 
Von 100 Liechtensteinern dürfen immerhin noch  ein 
Viertel  o d e r  25 Personen Ausländer  sein, w a s  uns  
bei de r  Kleinheit unseres Landes durchaus als  an
nehmbar  erscheint. Nich t  betroffen durch diese 
Massnahmen werden  die saisonalen Arbeitskräfte,  
d ie  nur  vorübergehend bei  uns  arbeiten,  so z. B. die 
Angestel l ten u n d  Arbei te r  im Bau- u n d  Gastge  

werbe. Bei übernatürl ichem Zuwachs würden  aber  
auch hier  neue  Richtlinien geschaffen. 

Ein weiterer  Schritt  unserer  Regierung wi rd  es  
sein, hinsichtlich der  Niederlassungen e twas  gross
zügiger zu sein und d e n  Gemeinden von  alteinge
sessenen Ausländern,  die schon mehr  als e ine  Ge
neration lang h ie r  wohnen,  zu erleichtern u n d  zu 
empfehlen. 

Nach d e n  ers ten zwei  Monaten  sei t  Inkraft treten 
des Regierungsbeschlusses, betr. das  Ueberfrem-
dungsproblem, gibt e s  immer noch Stimmen, die 
diese neuen  Massnahmen kritisieren und  in ihnen 
teilweise g a r  e ine  Schikane des Staates gegenüber  
der  Wirtschaft  sehen. Ebenso ist m a n  oft de r  Auf
fassung, d i e  Vorschrif ten richteten sich gegen  die 
bei uns ansässigen Fremden oder  Grenzgänger,  w a s  
aber keinesfalls bejaht  werden  kann .  

Die neue Regelung will die liechtensteinische 
Wirtschaft stabiler gestalten und ihre Anfällig
keit gegen konjunkturelle Rückschläge vermin
dern. Eine gesunde Wirtschaft garantiert zu
gleich eine gesunde Arbeitslage, wodurch die 
neuen Vorschriften unserer einheimischen und 
zugleich auch unserer ausländischen Arbeits
kraft zugute kommen. Die wirtschaftliche Struk
tur unseres Landes muss jedoch seiner Grösse 
angepasst sein. 

Auch de r  ausländische Arbei ter  und  Angestel l te  
in Liechtenstein k a n n  n u r  da ran  interessiert  sein, 
dass sein Arbeitsplatz e ine  sichere Existenzmöglich
keit für ihn bildet. Es ist deshalb nicht  ganz  ver 
ständlich, dass in gewissen Kreisen die Auffassung 
besteht, d ie  neuen  Massnahmen r ichteten sich eben  
.gegen die Fremdarbei ter  oder gegen  d ie  Grenz
gänger .  

Die kritischen Stimmen zu diesen Einschränkun
gen, die zum Teil auch  in unserer  Landespresse 
ihren Niederschlag fanden, dürften sich nach  den 
neuesten Beschlüssen des Schweizerischen Bundes
rates bestimmt verr inger t  haben. Obwohl  d ie  
Schweiz gegenüber  unserem kleinen Lande mit 
mehr als 5 Millionen Einwohnern als  Grossstaat  be
zeichnet werden  kann, studierte unser  Nachbarland 
diese ungesunde Entwicklung (Bestand in de r  Schweiz: 
Kontrollpflichtige Ausländer  ca. 650 000, Nieder
gelassene ca. 100 00) schon seit langer  Zeit und  er
griff gleichzeitig ähnliche Massnahmen wie Liech
tenstein. 

Wenn sich ein Land wie  die Schweiz, das eine 
gewisse wirtschaftliche Stabilität selbst in Kri
senjahren bewahren konnte, zu ähnlichen Mass
nahmen entschlossen hat, muss man die ge
troffene liechtensteinische Regelung mehr als 
befürworten. 

Bestimmt ist die Gefahr der  Ueberfremdung in der  
Schweiz ger inger  a ls  in unserem Lande und  die 
grössere Unabhängigkei t  der  schweizerischen Indu
strie vom Auslande unbestrit ten. W e n n  sich unser 
Nachbarland trotzdem für die Begrenzung des  Zu
stroms de r  Fremdarbei ter  ausspricht, ha t  das  seine 
guten Gründe. W i r  zi t ieren nachstehend d e n  Kom
mentar  der  «Neuen Zürcher  Zeitung» zu den Mass
nahmen des Bundesrates:  

«Die Konjunkturgespräche,  die de r  Bundesrat in 
den letzten Wochen  mit  den  Spitzenverbänden der 
Wirtschaft  u n d  den  Gewerkschaften geführt  hat ,  
haben  bei der  obers ten  Landesbehörde in de r  Fremd
arbeiterfrage e inen Beschluss reifen lassen, 

der nicht nur konjunkturpolitisch, sondern auch 
staatspolitisch von grosser Tragweite ist. Der 

Theaterfreudiges Liechtenstein . . .  
Die Liechtensteiner spielen gerne Theater. 

Sie besuchen aiber auch gerne Theater. Das be
wies einmal mehr die begeisterte Aufnahme 
von Max Frisch's «Andorra» in Feldkirch, auf
geführt vom «Theater für Vorarlberg». Soviel 
Liechtensteiner waren noch kaum je an einer 
Theateraufführung in Feldkirch. Gewiss, An
dorra und Frisch mussten viele anlocken. 

Wäre es nicht prüfenswert, ob das «Theater 
für Vorarlberg» nicht auch für Vadiuz verpflich
tet werden könnte. Ein Versuch würde sich be
stimmt lohnen. G. A. 

Entscheid, künftig die Zulassungspraxis für aus
ländische Arbeitskräfte in der Weise  zu ver
schärfen, dass grundsätzlich Aufenthaltsbe
willigungen für Fremdarbeiter nur noch an in
dustrielle und kommerzielle Unternehmungen 
erteilt- • werden, die^sich bereit erklären, ihren 
aus Schweizern und Ausländern bestehenden 
Gesamtpersonalbestand nicht Uber die  Höchst
zahl des Dezembers 1062 oder den Durchschnitt 
des Jahres 1962 auszudehnen, 

schafft e in  Mittel, mit  dem es  möglich sein sollte, 
für das laufende J a h r  mindestens den wei teren  Zu
wachs de r  Fremdarbeiterzahl  s ta rk  abzubremsen.  

Bei der  Politik des  Zuzugs von  Fremdarbei tern  
überwogen die konjunkturpoli t ischen und  wohl
standspolit ischen Vortei le  so lange, als  ih re  Zahl  in  
angemessenen Proportionen blieb. Als de r  Bestand 
fremder Aufenthalter im August  letzten Jah re s  auf 
650 000 Personen stieg und damit  das  Hee r  der  aus
ländischen Arbeitskräfte, einschliesslich d e r  Nieder 
gelassenen und der  Nichtangemeldeten,  auf 750 000 
bis 800 000 Personen anwuchs, begannen  jedoch  
die Nachtei le  der  allzu s tarken Auslandabhängigkei t  
unserer Wirtschaft  und  de r  Ueberfremdungsgefahr 
derar t  z u  überwiegen,  dass m a n  dieser  Entwicklung 
aus wirtschaftlichen u n d  staatspoli t ischen Gründen  
nicht  mehr  untätig zusehen konnte.  Man k a n n  h e u t e  
bedauern, dass dieser Entwicklung nicht  schon 
früher begegnet  wurde;  dass  dies n icht  geschah,  l a g  
jedoch ge rade  darin, dass man  die d a r a u s  ents te
henden Schwierigkeiten und  Nachtei le  als  grösser  
ansah  als  das Bestehenlassen des  unbequem w e r 
denden Zustandes.  

Um so höher ist der jetzige mutige Entschluss 
des Bundesrates zu werten, der dieser zu einem 
naionalen Problem gewordenen Entwicklung 
Einhalt gebieten will. Dass der mit der Begren
zung des Fremdarbeiterzustroms verebundene 
Eingriff in die Freizügigkeit des Arbeitsmarktes 
tes dem Bundesrat zwar an sich grundsätzlich 
zuwider ist, bringt der offizielle Kommentar 

UdSSR: Entwicklungshilfe als Bumerang? 
Zu Beginn der Fünfziger jähre hielt die so

wjetische Führung die Unterstützung der soge
nannten Entwicklungsländer in finanzieller, 
ethnischer und personeller Beziehung für ein 
ervorragendes strategisches Instrument, um 
en Kommunismus zu verbreiten. Die Förde-

^n9 der Industrialisierung in diesen rückstän-
'<jen Ländern sollte ein Industrieproletariat 

erzeugen, das als für die materialistische Heils-
r e  anfällig 'betrachtet wird. Gleichzeitig soll-

611 d'e technischen Leistungen für die sowje-
tsche Wirtschaft werben, und ein jeder Inge-
leur, Arzit und Wissenschaftler, der aus ei-

kommunistischen Land in ein unterentwik-
vni ^e 'k*et versetzt wurde, durfte als ein 

' l'kommener Missionar für den Marxismus 
e rächtet werden. Aus dieser Zeit stammen die 
°ssen Hilfsversprechen der Sowjet-Union; 

tis }f z u ' e t z t  die Zusage für den Ba<u des gigan-
chen Assuan-Damms in Aegypten. 
er Westen liess sich durch die sowjetische 

r e n f n s ' v e  a u f  dem Gebiet der Entwicklungshilfe 
1 eigentlich ins Bockshorn jagen. Er liess 

sich zunächst kopflos in einen Wettlauf mit 
den Sowjets ein. Für die Entwicklungsländer 
selber war es nur allzu verlockend, die Ange
bote des Ostens gegen diejenigen des Westens 
auszuspielen und auf diese Weise ein Maximum 
für sich selber herauszupressen. Die Entwick
lungshilfe wurde zu einem Politikum ersten 
Ranges; und die Ironie will es, dass auf Grund 
dieser Konkurrenz in vielen Fällen gerade nicht 
die wichtigsten und dringlichsten Projekte zum 
Zuge gelangten. Nur wenige - unter ihnen 
Joihh Foster Dulles - sahen schon sehr früh ein, 
dass auch die Sowjets in wirtschaftlichen Din
gen nur mit Wasser kochen, und dass ihre 
Versprechen an diie Entwicklungsländer auch 
Hypotheken für die Sowjets selber tragen. Erst 
bei der Finanzierung des Assuan-Damms liess 
man sich niaht mehr erpressen und den Rus
sen freihändig den Vortritt. 

Inzwischen zeigen sich die Hypotheken der 
sowjetischen Entwicklungshilfe immer deut
licher. Der Bau des Assuan-Damms führte zu 
den allergtössten Schwierigkeiten zwischen 
Russen und Aegyptern. Viele von der Sowjet-
Union oder den Satelittenländern gelieferte 
Waren entsprechen den qualitativen Erwartun
gen in den Entwicklungsländern nicht. Schein
bare Preisvorteile sowjetischer Produkte er

weisen sich angesichts ungeheurer «versteck
ter Kosten» als viel teurer als die entspre
chenden Produkte aus dem Westen. Beispiels
weise sind die von vielen Entwicklungsländern 
erworbenen Ilyuschin-Flugzeuge verhältnis
mässig billig im Ankauf; dafür verlangen die 
Sowjets Unsummen für die absolut notwendi
gen Ersatzteile; und die Betriebs- und Unter
haltungskosten sind so hoch, dass der Flugbe-
trieb unrentabel werden muss. Ein westafrika
nisches Land hat aus diesen Gründen soeben 
sämtliche Ilyuschin-Flugzeuge wieder abgestos-
sen und dafür britische Flugzeuge eingestellt. 
Aehnlidhe Erfahrungen machten südamerikani
sche Länder mit dem Import von Autocars und 
Personenwagen. Vielfach ist es den Russen und 
Tschechen gar nicht möglich, Ersatzteile zu lie
fern, so dass die Wagen bald einmal stille ste
hen. In einzelnen Ländern wurden überhaupt 
nicht bestellte Waren geliefert oder irrtümlich 
Lieferungen ausgeführt. Der Paradefall dieser 
Art sind Schneepflüge und Tausende von Afoorl-
deckel, die in Guinea eintrafen, obwohl es an 
der afrikanischen Küste nie schneit und Abort
anlagen noch weitgehend fehlen! In einige 
arabische Länder sandten die Chinesen Kon
serven mit der Aufschrift «Schaffleisch»; aber 
die Araber fanden bald heraus, dass es sich 

um Fleisch von Hunden handelte! Manchmal, 
besonders wenn ein Vergleich schwierig ist, 
sind die Preise von Waren dieser Herkunft bis 
doppelt so hoch als jene aus dem Westen. 

Erfahrungen dieser Art tragen natürlich nicht 
dazu bei, die Leistungsfähigkeit der sowjeti
schen Wirtschaft und ihre Redlichkeit in den 
Entwicklungsländern zu demonstrieren. Und 
auch die «roten Missionare» im weissen Arzt
mantel oder im blauen Overall werden bald 
durchschaut und isoliert, ja sogar nach Hause 
geschickt. So erweist sich in vielen Fällen die 
Wirtschaftshilfe des Ostens als ein wahrer 
Bumerang, der auf die Sowjets selber zurück
fällt. Die Situation ist heute so kritisch ge
worden, dass vielfach die Handelsverträge 
zwischen den Sowjets und den Entwicklungs
ländern auf der einen oder auf beiden Seiten 
nicht mehr erfüllt werden. Die meisten unter
entwickelten Länder beginnen eine heilsame 
Unterscheidung zwischen den Worten und den 
Taten der  Sowjets zu machen. Und dies führt, 
langsam aber stetig, zu einer Aufwertun/g der 
Hilfe aus dem Westen, die e(ben nicht nur ver
sprochen sondern auch peinlich genau geleistet 
zu werden pflegt. In dieser Beziehung 'hat die 
Sowjet-Union eine wichtige Schlacht verloren...  

Luzius 

• 1 

'l " 


